Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3561 


Sachgebiet 312 


Vorblatt 


Änderung der Strafprozeßordnung 
(Haftrecht) 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

In der Bundesrepublik ist in den letzten Jahren die Schwer- 
und Serienkriminalität stark angestiegen, während sich die 
Aufklärungsquote verringert hat. Zum Teil wird diese Entwick- 
lung auf die Liberalisierung der Haftbestimmungen der Straf- 
prozeßordnung im Jahre 1964 zurückgeführt. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß schlägt folgende Änderungen der Haftbe- 
stimmungen vor: 

a) Die Voraussetzungen des Haftgrunds der Fluchtgefahr und 
der Verdunkelungsgefahr werden zum Teil neu gefaßt und 
den Bedürfnissen der Praxis angepaßt. 

b) Auch bei dringendem Verdacht eines Sprengstoffverbre- 
chens nach § 311 StGB soll wie schon jetzt bei Mord, Tot- 
schlag und Völkermord in jedem Falle Haft angeordnet 
werden können, soweit sich diese Straftat gegen Leib oder 
Leben richtet. 

c) Der Haftgrund der Wiederholungsgefahr wird unter einge- 
engten Voraussetzungen auf eine Reihe von schweren Straf- 
tatbeständen ausgedehnt, die erfahrungsgemäß in der Kri- 
minalität von Beschuldigten noch vor rechtskräftiger Ver- 
urteilung wiederholt, vielfach als Serienstraftaten began- 
gen werden. Es sollen namentlich einbezogen werden; die 
schwereren Körperverletzungsdelikte, Eigentumsdelikte, 
Raub- und Erpressungsdelikte, gemeingefährliche Verbre- 
chen und Vergehen, das Delikt des räuberischen Angriffs auf 
Kraftfahrer und bestimmte Rauschgiftdelikte. 
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C. Alternativen 

Die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion empfahlen außerdem, bei 
dem Haftgrund der Fluchtgefahr ausdrücklich klarzustellen, daß 
die Höhe der zu erwartenden Strafe bei der Haftentscheidung 
zu berücksichtigen ist. Des weiteren soll nach ihrer Auffassung 
der Haftgrund der Wiederholungsgefahr erstreckt werden auf: 
die Delikte der verfassungsfeindlichen Sabotage, des Landfrie- 
densbruchs, der Gründung krimineller Vereinigungen, des 
erpresserischen Kindesraubs und der Geiselbemächtigung, des 
einfachen Diebstahls und der einfachen Hehlerei. 


D. Kosten 


keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Vogel, Benda, Dr. Lenz (Berg- 
straße), Dr. Althammer, Dr. Jaeger und der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

der Strafprozeßordnung 

— Drucksache Vl/2558 — 

über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung 

— Drucksache Vl/3248 — 

A. Bericht der Abgeordneten Metzger 
und Dr. Stark (Nürtingen) *) 

B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Gesetzentwürfe — Drucksachen VI/2558, 

VI/3248 — in der anliegenden Fassung anzuneh- 
men, 

2. die zu den Gesetzentwürfen eingegangenen 
Petitionen für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 16. Juni 1972 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Metzger Dr. Stark (Nürtingen) 

Vorsitzender Berichterstatter 

*) folgt als m Drucksache W3561 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Strafprozeßordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung der Strafprozeßordnung 

Die Strafprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 112 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „(Absätze 2 
und 3) " gestrichen. 

b) Absatz 2 Nr, 2 erhält folgende Fassung: 

„2. bei Würdigung der Umstände des Einzel- 
falles die Gefahr besteht, daß der Be- 
schuldigte sich dem Strafverfahren ent- 
ziehen werde (Fluchtgefahr), oder". 

c) Absatz 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. das Verhalten des Beschuldigten den 
dringenden Verdacht begründet, er 
werde 

a) Beweismittel vernichten, verändern, 
beiseite schaffen, unterdrücken oder 
fälschen oder 

b) auf Mitbeschuldigte, Zeugen oder 
Sachverständige in unlauterer Weise 
einwirken oder 

c) andere zu solchem Verhalten veran- 
lassen, 

und wenn deshalb die Gefahr droht, daß 
die Ermittlung der Wahrheit erschwert 
werde (Verdunkelungsgefahr). 

d) Absatz 3 wird gestrichen. 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und 
erhält folgende Fassung: 

„(3) Gegen den Beschuldigten, der eines 
Verbrechens nach den §§ 211, 212, 220 a 
Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuches oder, so- 
weit durch die Tat Leib oder Leben eines 
anderen gefährdet worden ist, nach § 311 
Abs. 1 bis 3 des Strafgesetzbuches dringend 
verdächtig ist, darf die Untersuchungshaft 
auch angeordnet werden, wenn ein Haftgrund 
nach Absatz 2 nicht besteht." 

2. Nach § 112 wird folgender § 112 a eingefügt: 

.§ 112 a 

(1) Ein Haftgrund besteht auch, wenn der Be- 
schuldigte dringend verdächtigt ist, 

1. eine Straftat nach § 173 Abs. 1, §§ 174, 175 
Abs. 1 Nr. 2, 3, §§ 176 oder 177 oder 

2. wiederholt oder fortgesetzt eine die Rechts- 
ordnung schwerwiegend beeinträchtigende 


Straftat nach den §§ 223 a bis 226, nach den 
§§ 243 bis 244, 249 bis 255, 260, nach § 263, 
nach den §§ 306 bis 308, 316 a des Straf- 
gesetzbuches oder nach § 10 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 
6 Buchstabe a, Nr. 8 und Abs. 4 des Betäu- 
bungsmittelgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Januar 1972 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 2) begangen zu haben und 
bestimmte Tatsachen die Gefahr begründen, 
daß er vor rechtskräftiger Aburteilung weitere 
erhebliche Straftaten gleicher Art begehen 
oder die Straftat fortsetzen werde, die Haft 
zur Abwendung der drohenden Gefahr erfor- 
derlich und in den Fällen der Nummer 2 eine 
Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr zu 
erwarten ist. In den Fällen der Nummer 2 
setzt die Annahme einer solchen Gefahr in 
der Regel voraus, daß der Beschuldigte inner- 
halb der letzten fünf Jahre wegen einer Straf- 
tat gleicher Art rechtskräftig zu Freiheits- 
strafe verurteilt worden ist. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 
die Voraussetzungen für den Erlaß eines Haft- 
befehls nach § 112 vorliegen und die Vorausset- 
zungen für die Aussetzung des Vollzugs des 
Haftbefehls nach § 116 Abs. 1, 2 nicht gegeben 
sind." 

3. § 116 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Richter kann den Vollzug eines Haft- 
befehls, der nach § 112 a erlassen worden ist, 
aussetzen, wenn die Erwartung hinreichend be- 
gründet ist, daß der Beschuldigte bestimmte An- 
weisungen befolgen und daß dadurch der Zweck 
der Haft erreicht wird." 

4. Nach § 122 wird folgender § 122 a eingefügt: 

„§ 122 a 

In den Fällen des § 121 Abs. 1 darf der Voll- 
zug der Haft nicht länger als ein Jahr aufrecht- 
erhalten werden, wenn sie auf den Haftgrund 
des § 112 a gestützt ist." 

Artikel 2 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1972 in Kraft. 
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